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ELFRIEDE REGELSBERGER

Die sich im Laufe des Jahres 1998 dramatisch verschlechternde Lage im Kosovo
setzte die Europäische Union und ihre Mitgliedstaaten unter einen in dieser Form
bisher nicht bekannten Handlungs- und Einigungsdruck. Der kollektive Wille, das
Milosevic-Regime mit allen Mitteln, einschließlich militärischen, in die Knie zu
zwingen, scheint gegenwärtig eine für die Balkan-Politik der 15 nicht immer
selbstverständliche Solidarität zu erzeugen.1

Die Eskalation der Ereignisse und die wiederholt von den Europäern reklamier-
te aktive politische Rolle im Konfliktmanagement haben ferner zu einem unkom-
plizierteren Miteinander der an einer Konfliktlösung interessierten Institutionen
jenseits der sonst häufig üblichen Grundsatzdiskussionen über institutionelle
Zuständigkeiten geführt. Dies läßt sich etwa im Verhältnis EU-NATO daran fest-
machen, daß es unter österreichischer Präsidentschaft zu einer ersten Begegnung
des Ratsvorsitzenden mit dem NATO-Generalsekretär im NATO-Hauptquartier
kam2 sowie an einem Zusammentreffen am gleichen Ort zwischen Generalsekretär
Javier Solana und der für humanitäre Fragen zuständigen Kommissarin Emma
Bonino, in dieser Form ebenfalls eine Premiere.3 Bemerkenswert ist ferner ein für
Anfang April 1999 erstmals in der NATO-Zentrale in Brüssel einberufenes Koordi-
nationstreffen von Vertretern der EU, der WEU, der OSZE, des Europarates, der
NATO und des UN-Flüchtlingskommissars anläßlich des Krieges im Kosovo.4

Auch im Verhältnis EU-WEU5 hat der Kosovo-Konflikt Bewegung gebracht und
die Zusammenarbeit „tatsächlich verstärkt"6. Dies läßt sich etwa an dem ver-
gleichsweise häufigen (dreimaligen) Ersuchen der EU an die WEU ablesen, wobei
es um folgende Themen ging: Möglichkeiten für einen internationalen
Polizeieinsatz in Albanien zur Unterstützung der albanischen Behörden7, die
Bereitstellung von Datenmaterial über die Lage im Kosovo durch das Satelliten-
Zentrum der WEU8, Beteiligung an Minenräumaktionen in Kroatien, finanziert mit
435.000 ECU aus dem Gemeinschaftshaushalt9. Ferner gelang es dem Rat, die im
Amsterdamer Vertrag erstmals verankerten „Petersberger-Aufgaben" arbeitsteilig
dahingehend zu definieren, daß eine erste Liste möglicher Krisenszenarios erstellt
wurde, in denen die EU auf die Kapazitäten der WEU zurückgreifen kann. 10

Die seit einiger Zeit insbesondere von den Beneluxstaaten vorgebrachte Kritik
an der Herausbildung kleinerer Abstimmungszirkel zu Lasten der GASP11 scheint
in jüngster Zeit etwas leiser wenngleich nicht gänzlich verstummt zu sein. Zwar
rühmte der österreichische Außenminister die „exzellente Kooperation" zwischen
dem Ratsvorsitz und der Bosnien-Kontaktgruppe12 und die deutsche Präsident-
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schaft im ersten Halbjahr 1999 legte besonderen Wert auf eine enge Verzahnung der
Gespräche zwischen den „Ins" und den „Outs". Dies sind erfreuliche Tendenzen die
Kontroverse zu entschärfen, wenngleich erst verbindliche Zusagen über eine stän-
dige Vertretung der EU-15 über die jeweilige Präsidentschaft in der Bosnien-
Kontaktgruppe und anderen Zirkeln und ein entsprechender „Verhaltenskodex" die
Sorgen der nicht beteiligten EU-Regierungen dauerhaft ausräumen dürften.13

Liste der Stellungnahmen}*

Gegenstand
Afghanistan
Albanien
Allg. Erkl. d. Menschenrechte
Algerien
Angola
Aquatorialguinea
Aserbaidschan
Athopien/Eritreä
Belarus/Weißrußland
Biolog, u. tox. Waffen
Bosnien-Herzegowina
Bulgarien
Burundi
Estland
Georgien
Guatemala
Guinea-Bissau
Indien
Indonesien
Internationaler Strafgerichtshof
Irak
Iran
Jemen/Eritrea
Jugoslawien, Bundesrep.
Kambodscha
Kenia
Kirgisistan
Kongo, Dem. Rep.
Korea, Dem. Rep.
Kroatien
Kuba
Lateinamerikanischer Gipfel

Anzahl
3
2
1
2
3
1
1
4
2
1
6
1
5
1
1
3
7
2
2
1
3
4
1
5
4
1
1
2
3
2
1
1

Gegenstand
Lesotho
Lettland
Litauen
Malaysia
Makedonien
Mosambik
Myanmar/B irma
Naher Osten
Niger
Nigeria
Ost-Timor
Pakistan
Peru/Ecuador
Ruanda
Rumänien
Russische Föderation
Sambia
Schwarzmeerraum
Sierra Leone
Slowakei
Sri Lanka
Südafrika
Sudan
Syrien
Tadschikistan
Terroranschlag von Lockerbie
Todesstrafe
Togo
Türkei
Turkmenistan
Westsahara
Zypern
Gesamt:

Anzahl
1
4
1
1
1
1
4
5
1
8
2
2
1
1
1
3
1
1
5
2
1
1
3
1
1
1
1
2
4
1
1
1

141

Die GASP-Themen — Prioritäten und Facettenreichtum

Verglichen mit den Vorjahresdaten ist für 1998 mit 141 Stellungnahmen, 22
gemeinsamen Standpunkten und 20 gemeinsamen Aktionen eine weitere Verstär-
kung und Ausdifferenzierung der „Europäischen Stimme" zu verzeichnen. Dabei
fällt auf, daß die traditionelle Deklarationspolitik durch Grundsatzpositionen unter-
füttert wird. Hierzu gehören neben dem europäischen Plädoyer zur Abschaffung der
Todesstrafe und der Würdigung zum 50. Jahrestag der Allgemeinen Erklärung der
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Liste der gemeinsamen Aktionen

Gegenstand

Albanien:
Studie über die Durchführbarkeit
internationaler Polizeieinsätze
Antipersonenminen:
Unterstützung bei der Minenräumung in
Kroatien

Friedensprozeß im Nahen Osten:
Sonderbeauftragter der EU

Kongo, Demokratische Republik:
Unterstützung des
Demokratisierungsprozesses

Nichtverbreitung
Finanzierung des zweiten NSG-Seminars
über Ausfuhrkontrolle von Kernmaterial
Bekämpfung der Anhäufung und
Verbreitung von Handfeuerwaffen und
leichten Waffen
Nigeria:
Unterstützung des
Demokratisierungsprozesses
Region der Großen Seen:
Sonderbeauftragter der EU
Waren mit doppeltem - zivilem und
militärischen - Verwendungszweck:
Anpassung der bestehenden Listen von
Exportkontrollen

Westlicher Balkan:
Unterstützung des Friedensprozesses in
Bosnien
Unterstützung der Regierung von
Montenegro
Unterstützung der Wahlen in Bosnien-
Herzegowina
Benennung eines Sonderbeauftragten der
EU für die Bundesrepublik Jugoslawien
Beteiligung der EU an der Umsetzung
des Friedensabkommens für Bosnien-
Herzegowina
Lage im Kosovo
Verlängerung der gemeinsamen Aktion
98/607/GASP
Entsendung kriminaltechnischer
Sachverständiger in den Kosovo
Verlängerung des Mandats des
Sonderbeauftragten der EU für die
Bundesrepublik Jugoslawien

Datum

22.09.98

09.11.98

09.11.98

26.10.98

29.06.98

03.11.98

17.12.98

22.12.98

13.07.98

26.01.98
16.03.98

02.02.98

30.04.98

30.04.98

08.06.98

26.10.98

13.11.98
22.12.98

22.12.98

28.12.98

Bezeichnung

98/547/GASP

98/627/GASP

98/628/GASP

98/608/GASP

98/410/GASP

98/623/GASP

99/34/GASP

98/735/GASP

98/452/GASP

98/106/GASP
98/232/GASP

98/117/GASP

98/301/GASP

98/302/GASP

98/375/GASP

98/607/GASP

98/646/GASP
98/737/GASP

98/736/GASP

98/741/GASP

Fundstelle

L 263 (26.9.98)

L 300 (11.11.98)

L 300 (11.11.98)

L 290 (29.10.98)

L 187 (01.7.98)

L 297 (06.11.98)

L 9 (15.01.99)

L 354 (30.12.98)

L 198 (15.7.98)

L 32 (06.02.98)
L 92 (25.03.98)

L 35 (09.02.98)

L 138 (09.05.98)

L 138 (09.05.98)

L 165 (10.06.98)

L 290 (29.10.98)

L 308 (18.11.98)
L 354 (30.12.98)

L 354 (30.12.98)

L 358 (31.12.98)
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Menschenrechte15, die Festlegung interner Leitlinien für entsprechende Demarchen
sowie die Verabschiedung eines gemeinsamen Standpunktes zu den Menschen-
rechten, den demokratischen Grundsätzen, der Rechtsstaatlichkeit und der verant-
wortungsvollen Staatsführung16. Basierend auf einer Stellungnahme aus dem Vor-
jahr und einer Mitteilung der Kommission an den Rat17 wird mit diesem neuen
gemeinsamen Standpunkt der Versuch unternommen, die Position der EU, auch und
gerade mit Blick auf die Verhandlungen für ein neues Abkommen mit den AKP-
Staaten, zu konkretisieren und die Zusage bzw. den Entzug einer Unterstützung an
die konkrete Entwicklung eines jeden Landes zu binden auf der Basis regelmäßiger
Überprüfungen durch die EU.

Zu den GASP-Stellungnahmen von grundsätzlicherer Natur gehört auch das
Dokument des Rates über die Modalitäten für die Wahlbeobachtung durch die EU18,
mit dem die in den neunziger Jahren immer häufigere Entsendung von EU-
Wahlbeobachtern auf eine einheitlichere Grundlage gestellt werden soll. Dazu
gehören die Einhaltung demokratischer Mindeststandards in dem betreffenden
Land, bestimmte Voraussetzungen für die Arbeit der Wahlbeobachter vor Ort, ein
Verhaltenskodex und allgemeine Verhaltensregeln für deren Arbeit.

Ungeachtet ihres berechtigten Anspruches, weltweit für die Schaffung demokra-
tischer und rechtsstaatlicher Strukturen einzutreten, und dies im Falle von
Mißbrauch, etwa auch durch die Suspendierung eines prinzipiell als wichtig erach-
teten politischen Dialoges, wie jenem zwischen der EU und den Staaten des süd-
ostasiatischen Staaten Verbandes ASEAN, zu dokumentieren19, zeigen die Über-
sichten zu den gemeinsamen Aktionen und gemeinsamen Standpunkten, daß
Entwicklungen in der geographischen Nachbarschaft der EU die GASP mehr und
mehr dominieren. Dies gilt für die Lage im Nahen Osten, wo die EU trotz ihrer ver-
stärkten Präsenz dank des Sonderbeauftragten Miguel Moratinos um ihr Profil
ringt20 wie für die 1995 lancierte europäisch-mediterrane Partnerschaft, die 1998/99
nicht zuletzt durch die erstmalige Teilnahme Libyens als Beobachter am dritten
Außenministertreffen im April 1999 in Stuttgart21 akzentuiert wurde22.

Wie kein anderes Thema beherrschte allerdings die Lage in Südosteuropa und
insbesondere im westlichen Balkan die GASP-Beratungen im Zeitraum 1998/99.
Die Vielzahl der verabschiedeten Texte legt beredt Zeugnis von dem intensiven
Bemühen der EU ab, in diesem Raum eine aktive Rolle bei der Befriedung von
Konflikten, dem Angebot zur Herstellung stabiler politischer, wirtschaftlicher und
gesellschaftlicher Strukturen wie humanitärer Hilfe zu spielen. Dies beinhaltet die
Fortsetzung bzw. Verschärfung der Sanktionspolitik gegen die Bundesrepublik
Jugoslawien23 bis hin zum Einsatz militärischer Mittel24 wie eine Vielzahl „positi-
ver" Maßnahmen für die Zeit nach dem Ende der Kampfhandlungen. Angelehnt an
den Stabilitätspakt französischen Ursprunges des Jahres 1993 hat der deutsche
Vorsitz im April 1999 einen Stabilitätspakt für Südosteuropa präsentiert, der die
Errichtung regionaler runder Tische zu Grenz- und Minderheitsfragen, die
Rückführung von Flüchtlingen, die Förderung von Zivilgesellschaften, Anreize für
regionale Zusammenarbeit, die Einberufung von Geberkonferenzen für den
Wiederaufbau und die Benennung eines Sonderkoordinators der EU für
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Liste der gemeinsamen Standpunkte

Gegenstand

Ziele und Maßnahmen der EU gegenüber
Afghanistan

Position der EU zu den Menschenrechten, den
demokratischen Grundsätzen, der
Rechtsstaatlichkeit und der
verantwortungsvollen Staatsführung in Afrika

Restriktive Maßnahmen gegen die UNITA

Verweigerung der Einreiseerlaubnis hoch-
rangiger Regierungsvertreter in die EU wegen
Verletzung des Wiener Übereinkommens über
diplomatische Beziehungen durch Belarus

Maßnahmen für bessere Einhaltung des
Übereinkommens über das Verbot biologischer
und Toxinwaffen

Verlängerung und Verschärfung der
Sanktionen gegen Birma

Vorbereitung der im Jahr 2000 vorgesehenen
Konferenz zur Überprüfung des Vertrages über
die Nichtverbreitung von Kernwaffen

(Teilweise) Aufhebung der restriktiven
Maßnahmen gegen Nigeria

Ruanda

Aufhebung und Wiederverhängung von
Sanktionen gegen Sierra Leone

Beitrag der EU zur Förderung der Nicht-
verbreitung und Vertrauensbildung in Südasien

Prozeß zur Herstellung von Stabilität und gut-
nachbarlichen Beziehungen in Südosteuropa

Restriktive Maßnahmen gegen Personen in
Bosnien-Herzegowina, die gegen das
Friedensabkommen agieren

Restriktive Maßnahmen gegen die Bundes-
republik Jugoslawien

Einfrieren der Auslandsguthaben der Regie-
rungen der Bundesrepublik Jugoslawien und
Serbiens

Verbot von Neuinvestitionen in Serbien

Flug verbot zwischen der Bundesrepublik
Jugoslawien und der EU für jugoslawische
Fluggesellschaften

Waffenexporte in das ehemalige Jugoslawien

Restriktive Maßnahmen gegen Personen, die für
repressive Maßnahmen gegen die unabhängigen
Medien in Serbien verantwortlich sind

Datum

26.01.98

25.05.98

03.07.98

09.07.98

02.03.98

26.01.98

27.04.98

26.10.98

23.04.98

30.10.98

30.03.98

27.04.98

29.06.98

26.10.98

26.10.98

27.02.98

19.03.98

07.05.98

08.06.98

29.06.98

10.08.98

14.12.98

Bezeichnung

98/108/GASP

98/350/GASP

98/425/GASP

98/448/GASP

98/197/GASP

98/107/GASP

98/303/GASP

98/612/GASP

98/289/GASP

98/614/G ASP

98/252/GASP

98/300/GASP

98/409/GASP

98/606/GASP

98/633/GASP

98/196/GASP

98/240/GASP

98/326/GASP

98/374/GASP

98/426/GASP

98/498/GASP

98/725/GASP

Fundstelle

L 32 (06.02.98)

L 158 (02.06.98)

L 190 (04.07.98)

L 195 (11.07.98)

L 75 (12.03.98)

L 32 (06.02.98)

L 138 (09.05.98)

L 291 (30.10.98)

L 129 (30.04.98)

L 293 (31.10.98)

L 108 (07.04.98)

L 136 (08.05.98)

L 187 (01.07.98)

L 290 (29.10.98)

L 302 (12.11.98)

L 75 (12.03.98)

L 95 (27.03.98)

L 143 (14.05.98)

L 165 (10.06.98)

L 190 (04.07.98)

L 225 (12.08.98)

L 345 (19.12.98)
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Südosteuropa vorsieht25. Ziel der Initiative ist es, unter Federführung von EU und
OSZE die Vielzahl bereits bestehender Einzelmaßnahmen in ein Gesamtkonzept
zusammenzuführen, das sogar die Perspektive einer möglichen EU-Mitgliedschaft
der von der Krise am meisten betroffenen Staaten Albanien und Makedonien nicht
ausschließt oder doch zumindest eine beschleunigte Anbindung dieser Länder an
die EU in Form neuartiger „Stabilitäts- und Assoziierungsabkommen" enthält.26

Umsetzung des Amsterdamer Vertrages

Der Wille zu gemeinsamem Handeln angesichts der dramatischen Entwicklung in
Südosteuropa hat das außenpolitische Profil der EU gestärkt. Die Abstimmung
erfolgte dabei im traditionellen institutionellen Rahmen und nach herkömmlichen
Verfahren. Die Ernennung des österreichischen Botschafters Wolfgang Petritsch als
Sonderbeauftragten der EU für den Kosovo27 zeigt das Bemühen, der GASP mehr
„Stimme" und „Gesicht" zu geben.

Dem gegenüber gerieten andere und offiziell als wichtig erachtete Neuerungen
des Amsterdamer Vertrages ins Stocken. Dies gilt für die Details der Installation der
Strategieplanungs- und Analyseeinheit und die Benennung des Hohen Vertreters für
die GASP. Letztere war ursprünglich für den Europäischen Rat in Wien im Dezem-
ber 1998 vorgesehen, dann aber offensichtlich mit Rücksicht auf ein noch zu schnü-
rendes personelles Gesamtpaket auf den Europäischen Rat im Juni 1999 verscho-
ben worden. Mit der Wahl des noch bis Ende 1999 amtierenden NATO-General-
sekretärs Solana zum ersten „Mr. GASP" haben die Staats- und Regierungschefs in
Köln ihre zuvor in Wien erstmals offiziell geäußerte Absicht realisiert, eine
Persönlichkeit mit „politischem" Profil mit dem neuen Amt zu betrauen. Sie schei-
nen sich damit von dem in Art 26 Abs. 3 EUV angelegten Konzept eines bloßen
„Zuarbeiters" des Rats Vorsitzes zu entfernen; man darf auf die ersten Auftritte des
Hohen Vertreters und sein eigenes Rollenverständnis umso gespannter sein.

Durch eine Kehrtwendung der britischen Position28 und der platzgreifenden
Erkenntnis, daß spätestens mit der Einführung des Euro ein Schub in der GASP
erfolgen muß, erhielt die Debatte über die sicherheits- und verteidigungspolitische
Identität der EU ungeahnten Auftrieb. Angesichts des Krisenszenarios in der euro-
päischen Nachbarschaft wurde dabei das Potential von EU und WEU für die Über-
nahme der „Petersberger-Aufgaben" besonders ins Visier genommen. Ein von der
österrreichischen Präsidentschaft einberufenes und unter deutschem Vorsitz
wiederholtes29 Treffen der Verteidigungsminister der EU-Staaten, dessen Charakter
als informeller Meinungsaustausch auch dadurch zum Ausdruck gebracht wurde,
daß EU-Kommissar Hans Van den Broek nicht eingeladen war30, zeugt ebenso vom
Klimawechsel wie die von der deutschen WEU/EU-Präsidentschaft eingebrachten
und vom Europäischen Rat in Köln verabschiedeten Vorschläge31, die gemeinsame
europäische Sicherheits- und Verteidigungspolitik zu stärken. Die Beschlüsse von
Köln dokumentieren den festen Willen aller 15 Mitgliedstaaten, die EU mit den
„erforderlichen Fähigkeiten, einschließlich militärischer Fähigkeiten" auszustatten.
Dazu gehören das noch während der letzten Regierungskonferenz so heftig umstrit-
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tene Aufgehen der WEU in der EU bis Ende 2000 und der Aufbau effektiver
Entscheidungsstrukturen, etwa Tagungen des Allgemeinen Rates und „soweit ange-
bracht einschließlich der Verteidigungsminister" und ein entsprechender politisch-
militärischer Unterbau unter dem Dach der EU.
Ähnlich dynamisch wurde die Definition der ersten gemeinsamen Strategien in
Angriff genommen. Nach dem Willen der Staats- und Regierungschefs32, soll dabei
den Beziehungen zu Rußland Priorität gegenüber jenen zur Ukraine, den
Mittelmeerstaaten und insbesondere der europäischen Rolle im Nahostkonflikt
sowie im westlichen Balkan eingeräumt werden. Der vom Europäischen Rat in
Köln verabschiedete Text enthält eine neuartige Gesamtschau der gegenwärtigen
und künftigen Partnerschaft EU-Rußland. Orientiert an den Vorgaben des Art. 13
Abs. 2 EUV nennt die auf vier Jahre angelegte gemeinsame Strategie detailliert
nicht nur die Hauptziele, Instrumente und Mittel sowie eine Vielzahl von Aktions-
bereichen und spezifischen Initiativen, sondern enthält auch konkrete Prüfaufträge
an die beteiligten EU-Akteure über die Umsetzung der Maßnahmen. Integrations-
politisch bedeutsam ist diese erste gemeinsame Strategie, weil sie die Mehrheitsent-
scheidung für sämtliche GASP-Umsetzungsbeschlüsse festschreibt. Es ist das
Verdienst der deutschen Präsidentschaft, mit dieser Vorgabe die Chancen für ein
wirksameres Handeln in der GASP deutlich zu erhöhen. Zu hoffen ist, daß die nun-
mehr spürbare Dynamik auch unter dem finnischen Vorsitz in der zweiten
Jahreshälfte 1999 erhalten bleibt.

Anmerkungen
Zur Jugoslawienpolitik der EU vgl. Bildt,
Carl: The global lessons of Bosnia, in: The
Philip Morris Institute for Public Policy
Research (Hrsg.): What global role for the
EU? Brüssel 1997, S. 32-31 und Remacle,
Eric; Barbara Delcourt: La PESC ä l'epreuve
du conflict yougoslave: acteurs, representa-
tions, enseignements, in: Durand, Marie-
Francoise; Alvaro de Vasconcelos (Hrsg.): La
PESC. Ouvrir L'Europe au monde, Paris 1998,
S. 227-272.Vgl. die Unstimmigkeiten im Kreis
der 15 über das vom Europäischen Rat im Juni
1998 beschlossene Flugverbot für jugoslawi-
sche Fluggesellschaften, dessen Umsetzung
durch britische und griechische Einwände
vorübergehend verzögert wurde. Bulletin d.
EU 6 (1998), Ziff. 1.25, Anlage II der Schluß-
folgerungen des Vorsitzes des Europäischen
Rates, Erklärung zu Kosovo sowie Agence
Europe v. 25/26.8., v. 27.8. und v. 29.8.1998.
Vgl. Agence Europe v. 10.12.1998.
Agence Europe v. 31.3.1999.
Agence Europe v. 6/7.4.1999.
Vgl. den Beitrag „Verteidigungspolitik/
Westeuropäische Union" in diesem Band.

6 So die Beurteilung in: Europäische Kommis-
sion (Hrsg.): Gesamtbericht über die Tätigkeit
der Europäischen Union 1998, Brüssel und
Luxemburg 1999, Ziff. 669.

7 Gesamtbericht EU, a.a.O. Ziff. 840 sowie
Agence Europe v. 12.3.1999 wonach der Rat
in Form einer gemeinsamen Aktion die Einzel-
heiten der auf 12 Monate befristeten und mit
2.1 Mio. Euro aus dem Gemeinschaftshaushalt
finanzierten Maßnahme beschloß.

8 Bulletin d. EU 11 (1998), Ziff. 1.3.80.
9 Bulletin d. EU 11 (1998), Ziff. 1.3.4.ff.
10 Gesamtbericht EU, a.a.O., Ziff. 669.
11 Vgl. Regelsberger, Elfriede: Gemeinsame

Außen- und Sicherheitspolitik, in Weidenfeld,
Werner; Wolfgang Wessels: Jahrbuch der euro-
päischen Integration 1997/1998, Bonn 1998,
S. 237-244 sowie allg.: Antonio Missiroli
(Hrsg.): Flexibility and enhanced cooperation
in European security matters: assets or liabili-
ties? Occasional Papers 6, Paris 1999.

12 Agence Europe v. 26.11.1998.
13 Vgl. die von den Benelux-Außenministern

geäußerte Sorge, Agence Europe v. 3.9.1998.
14 Entsprechend der Verweise in: Europäische
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Kommission, Gesamtbericht EU, a.a.O., Ziff.
676 ff.

15 Vgl. Erklärung der Europäischen Union vom
29.6.1998. Bulletin d. EU 6 (1998), Ziff.
1.4.30 und Erklärung des Europäischen Rates
von Wien vom Dezember 1998.

16 Gesamtbericht EU 1998, a.a.O., Ziff. 34.
17 Dok. KOM (1998) 146.
18 Bulletin der EU 6 (1998), Ziff. 1.4.6.
19 So erstmals auf Außenministerebene gesche-

hen unter deutschem Vorsitz, als der geplante
Dialog wegen der Menschenrechtsverlet-
zungen in Birma/Myanmar ausgesetzt wurde.

20 Exemplarisch für das Selbstverständnis der
USA ist, daß die amerikanische Regierung
eine Geberkonferenz nach Washington einbe-
rief ohne Absprache mit den EU-Staaten, die
sich hier aufgrund ihrer Hilfsmaßnahmen als
natürlicher Initiator verstanden, Agence
Europe v. 9.11.1998.

21 Ermöglicht durch die Bereitschaft der
Gadhafi-Regierung die für den Flugzeug-
absturz über Lockerbie verantwortlichen
Libyer auszuliefern. Vgl. Agence Europe v.
6./7.4.1999.

22 Zu den weiteren Ergebnissen vgl. Agence
Europe v. 10.4.1999 und Agence Europe v.
17.4.1999.

23 So das im April verhängte Ölembargo, eine
Verschärfung der Einreisebestimmungen für
offizielle jugoslawische Vertreter, ein Investi-
tionsverbot bis hin zum Verzicht auf interna-
tionale Sportveranstaltungen mit jugoslawi-
scher Beteiligung. Agence Europe v.
26./27.4.1999.

24 Vgl. bereits eine entsprechende Ankündigung
des Europäischen Rates von Cardiff, Juni

1998, Bulletin EU 6-1998, Ziff. I. 14.
25 Agence Europe v. 9.4.1999 und v.

26727.4.1999.
26 Agence Europe v. 23.4. und v. 29.4.1999

sowie Schlußfolgerungen des Europäischen
Rates v. 374.6.1999 Köln.

27 Siehe etwa das 1998 auch auf sicherheitspoli-
tische Themen ausgedehnte und verlängerte
Mandat des EU-Sonderbeauftragten für den
Nahostkonflikt, Moratinos. Bulletin d. EU 10
(1998), Ziff. 1.3.87 sowie die Rolle des
Sonderbeauftragten für die Großen Seen,
Ajello, während die Ernennung des ehemali-
gen spanischen Ministerpräsidenten Gonzalez
zum EU-Sonderbeauftragten für die Bundes-
republik Jugoslawien aufgrund der Wider-
stände des Gastlandes nur bedingt wirksam
werden konnte. Vgl. Gemeinsame Aktion
98/375 GASP und Gemeinsame Aktion
98/741/GASP, Agence Europe v. 27.1.1999.

28 Vgl. die Äußerungen des britischen Premier-
ministers anläßlich des informellen Europäi-
schen Rates von Pörtschach, Oktober 1998.
Agence Europe v. 26727.10.1998.

29 Agence Europe v. 29.5.1999
30 Agence Europe v. 5.11.1998.
31 Vgl. die Erklärung zur Stärkung der Gemein-

samen Europäischen Sicherheits- und Verteidi-
gungspolitik. Anhang III der Schlußfolge-
rungen des Europäischen Rates von Köln vom
3./4.6.1999.

32 Vgl. die entsprechende Erklärung des Euro-
päischen Rates zur gemeinsamen Strategie für
Rußland vom 374.6.1999 sowie die entspre-
chende Bestimmung des Art. 23, Abs. 2 des
Amsterdamer Vertrages.
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